
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN JACOBS — RECHTSSACHE C-205/94 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
FRANCIS G. JACOBS 

vom 30. April 1996 * 

1. Im vorliegenden Fall wird der Gerichts­
hof um eine Entscheidung über die Gültig­
keit zweier Verordnungen ersucht, die zwi­
schen Juli 1990 und September 1991 einen 
Mindestpreis für aus Polen eingeführte 
gefrorene Erdbeeren vorschrieben. Das 
Hauptzollamt Stuttgart-West erhob Aus­
gleichsabgaben auf Einfuhren, die die Firma 
Binder GmbH & Co. International, die 
Antragstellerin des Ausgangsverfahrens, 
getätigt und bei denen sie den Mindestein­
fuhrpreis nicht eingehalten hatte. Die 
Antragstellerin hat beim Finanzgericht 
Baden-Württemberg die Aussetzung bzw. 
Aufhebung der Vollziehung der Abgaben­
festsetzung beantragt und stellt die Gültig­
keit der Schutzverordnungen in Frage. Das 
Finanzgericht hat dem Gerichtshof die Frage 
nach der Gültigkeit der Verordnungen vor­
gelegt. 

Das anwendbare Gemeinschaftsrecht 

2. In den Jahren, bevor die in Rede stehen­
den Schutzmaßnahmen angewandt wurden, 
hatte die Gemeinschaft jährliche Abkommen 
mit Polen geschlossen, durch die sich die 
polnische Regierung verpflichtet hatte, 
sicherzustellen, daß ein durchschnittlicher 
Preis für aus Polen in die Gemeinschaft ein­
geführte gefrorene Erdbeeren eingehalten 
wurde. Das letzte dieser Abkommen bezog 
sich auf das am 31. Mai 1990 endende Wirt­
schaftsjahr. Dieses Abkommen wurde 

jedoch, wie die Kommission in ihren schrift­
lichen Erklärungen ausführt, durch den 
Zusammenbruch des politischen Systems in 
den mittel- und osteuropäischen Ländern im 
Jahre 1989 beeinträchtigt. Die Liberalisie­
rung des Wirtschaftssystems in Polen machte 
es den polnischen Behörden unmöglich, die 
Ausfuhren zu kontrollieren und zu gewähr­
leisten, daß der mit der Gemeinschaft verein­
barte durchschnittliche Einfuhrpreis einge­
halten wurde. 

3. Als Ergebnis dieses politischen Umbruchs 
fielen die Preise für eingeführte gefrorene 
polnische Erdbeeren in den ersten fünf 
Monaten des Jahres 1990, während gleichzei­
tig die Einfuhren anstiegen. Auf Antrag der 
Regierung des Vereinigten Königreichs 
beschloß die Kommission, Schutzmaßnah­
men gegen die Einfuhren zu ergreifen. 

4. Die Rechtsgrundlage, auf die die Kom­
mission ihre Schutzmaßnahmen stützte, ist 
die Verordnung (EWG) Nr. 426/86 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Verarbei­
tungserzeugnisse aus Obst und Gemüse 
(Grundverordnung) 1. Nach Artikel 1 der 
Grundverordnung gilt diese u. a. für gefro­
rene Erdbeeren. Nach Artikel 15 ist für 
gefrorene Erdbeeren eine Einfuhrlizenz 
erforderlich. Schutzmaßnahmen können 

* Originalsprachc: Englisch. 1 — ABl. L 49, S. 1. 
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nach Artikel 18 ergriffen werden, der wie 
folgt lautet: 

„(1) Wird der Markt in der Gemeinschaft 
für eines oder mehrere der in Artikel 
1 genannten Erzeugnisse aufgrund von Ein­
fuhren oder Ausfuhren ernstlichen Störun­
gen ausgesetzt oder von ernstlichen Störun­
gen bedroht, die die Ziele des Artikels 39 des 
Vertrages gefährden, so können im Handel 
mit Drittländern geeignete Maßnahmen 
angewandt werden, bis die tatsächliche oder 
drohende Störung behoben ist. 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die Durchfüh­
rungsbestimmungen zu diesem Absatz fest 
und bestimmt, in welchen Fällen und inner­
halb welcher Grenzen die Mitgliedstaaten 
Schutzmaßnahmen treffen können. 

(2) Tritt die in Absatz 1 erwähnte Lage ein, 
so beschließt die Kommission auf Antrag 
eines Mitgliedstaats oder von sich aus die 
erforderlichen Maßnahmen; diese werden 
den Mitgliedstaaten mitgeteilt und sind 
unverzüglich anzuwenden. 

Ist die Kommission mit einem Antrag eines 
Mitgliedstaats befaßt worden, so entscheidet 
sie hierüber innerhalb von 24 Stunden nach 
Eingang des Antrags. 

(3) Jeder Mitgliedstaat kann die Maßnahme 
der Kommission binnen einer Frist von 
höchstens drei Arbeitstagen nach dem Tag 
ihrer Mitteilung dem Rat vorlegen. Der Rat 
tritt unverzüglich zusammen. Er kann die 
betreffende Maßnahme der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit ändern oder aufhe­
ben." 

5. Die Durchführung von Artikel 18 Absatz 
1 Satz 2 erfolgte durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 521/77 zur Festlegung der 
Durchführungsbestimmungen für die 
Schutzmaßnahmen für Verarbeitungserzeug­
nisse aus Obst und Gemüse (Durchfüh­
rungsverordnung) 2. Diese Verordnung 
wurde ursprünglich in Durchführung des 
gleichlautenden Artikels 14 der Verordnung 
(EWG) Nr. 516/77 des Rates 3 erlassen. Als 
diese Verordnung durch die Grundverord­
nung ersetzt wurde, wurde die Durchfüh­
rungsverordnung beibehalten. Die für den 
vorliegenden Fall erheblichen Bestimmungen 
finden sich in den Artikeln 1 und 2 der 
Durchführungsverordnung, die wie folgt 
lauten: 

„Artikel 1 

2 — ABl. L 73, S. 28. Die Verordnung wurde mit Wirkung vom 1. 
Juli 1995 durch die Verordnung (EG) Nr. 3290/94 über 
erforderliche Anpassungen und Übergangsmaßnahmen im 
Agrarsektor zur Anwendung der im Rahmen der multilate­
ralen Handelsvcrhandlungen der Uruguay-Runde geschlos­
senen Übereinkünfte (ABl. L 349, S. 105) aufgehoben; siche 
Artikel 6 und Anhang XIV. 

3 — ABl. L 73, S. 1. 
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Um zu beurteilen, ob in der Gemeinschaft 
der Markt für eines oder mehrere der 
unter Artikel 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 516/77 fallenden Erzeugnisse aufgrund 
von Einfuhren oder Ausfuhren ernstlichen 
Störungen ausgesetzt oder von ernstlichen 
Störungen bedroht ist, die die Ziele des 
Artikels 39 des Vertrages gefährden können, 
werden insbesondere berücksichtigt: 

a) der Umfang der getätigten bzw. voraus­
sichtlichen Einfuhren oder Ausfuhren; 

b) die verfügbaren Mengen auf dem Markt 
der Gemeinschaft; 

c) die auf dem Markt der Gemeinschaft für 
einheimische Erzeugnisse angewandten 
Preise oder deren voraussichtliche Ent­
wicklung, insbesondere ihre Tendenz zu 
einem übermäßigen Preisrückgang oder 
zu einer überhöhten Preissteigerung 
gegenüber den Preisen der letzten Jahre; 

d) die auf dem Markt der Gemeinschaft fest­
gestellten und auf vergleichbarer Grund­
lage berechneten Preise für Erzeugnisse 
mit Herkunft aus dritten Ländern, insbe­
sondere ihre Tendenz zu einem übermä­
ßigen Rückgang, wenn die eingangs 
genannte Lage aufgrund von Einfuhren 
eintritt. 

Artikel 2 

(1) Wenn die in Artikel 14 Absatz 1 der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 516/77 genannte Lage 
eintritt, können folgende Maßnahmen gemäß 
den Absätzen 2 und 3 des genannten Artikels 
getroffen werden: 

a) bei Erzeugnissen, die der Einfuhrlizenz-
regelung unterliegen; 

— die gänzliche oder teilweise Einstel­
lung der Lizenzerteilung, mit der die 
Unzulässigkeit neuer Anträge verbun­
den ist, 

— die vollständige oder teilweise Ableh­
nung der vorliegenden Anträge auf 
Lizenzerteilung; 

b).. . 
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c) bei allen Erzeugnissen: 

— ein System von Mindestpreisen, bei 
deren Unterschreitung die Einfuhren 
davon abhängig gemacht werden kön­
nen, daß sie zu einem Preis getätigt 
werden, der mindestens dem für das 
betreffende Erzeugnis festgesetzten 
Mindestpreis gleich ist; 

(2) Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen 
dürfen nur in dem Umfang und für die Zeit 
getroffen werden, die unbedingt notwendig 
sind. Sie tragen der besonderen Lage der 
Erzeugnisse Rechnung, die sich auf dem Weg 
nach der Gemeinschaft befinden. Sie dürfen 
sich nur auf Erzeugnisse erstrecken, deren 
Herkunfts- oder Bestimmungsland ein drit­
tes Land ist. Sie können auf Einfuhren mit 
Herkunft aus oder Ursprung in bestimmten 
Ländern, Ausfuhren nach bestimmten Län­
dern, bestimmte Qualitäten oder Aufma­
chungen beschränkt werden. Sic können auf 
Einfuhren nach oder Ausfuhren aus bestim­
men Gebieten der Gemeinschaft beschränkt 
werden. 

« 

6. Vom 31. Juli 1990 an galten gemäß der 
Grundverordnung und der Durchführungs­
verordnung aufgrund der Verordnung 
(EWG) Nr. 2198/90 der Kommission über 
Schutzmaßnahmen bei der Einfuhr von 
gefrorenen und vorläufig haltbar gemachten 
Erdbeeren sowie von gefrorenen und haltbar 
gemachten Himbeeren mit Ursprung in 
Polen (der ersten Schutzverordnung) 4 Min­
desteinfuhrpreise für aus Polen eingeführte 
gefrorene Erdbeeren. 

7. In den Begründungserwägungen wird die 
Konkurrenz durch Drittländer erwähnt, 
deren Preise wesentlich unter den Preisen 
lägen, zu denen die Gemeinschaftserzeug­
nisse vermarktet werden könnten. Die 
1989 und im ersten Halbjahr 1990 eingeführ­
ten Mengen seien gegenüber dem Durch­
schnitt der drei letzten Jahre erheblich ange­
stiegen. Daraus wird der Schluß gezogen: 
„Unter diesen Bedingungen ist der Markt 
der Gemeinschaft ernsten Störungen ausge­
setzt, die die in Artikel 39 des Vertrages fest­
gesetzten Ziele gefährden können", so daß 
die Anwendung von Schutzmaßnahmen not­
wendig sei. Durch diese Schutzmaßnahmen 
solle verhindert werden, „daß eingeführte 
Erzeugnisse zu anormal niedrigen Preisen 
vermarktet werden". Dieses Ziel lasse sich 
durch Einführung eines Mindestpreises errei­
chen, der bei der Einfuhr in die Gemein­
schaft einzuhalten sei. Die Höhe dieses Min­
destpreises solle unter Berücksichtigung der 
früher mit dem betreffenden Land vereinbar­
ten Preise und der Qualität und Aufmachung 
der betreffenden Erzeugnisse bestimmt wer­
den. 

4 — ABl. L 198, S. 53. 
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8. Die erste Schutzverordnung sieht, soweit 
für den vorliegenden Fall erheblich, folgen­
des vor: 

„Artikel 1 

(1) Bei der Einfuhr in die Gemeinschaft von 
gefrorenen ... Erdbeeren ... mit Ursprung in 
Polen sind folgende Mindestpreise einzuhal­
ten: 

KN Code Warenb ezeichnung 
Einfuhrmindestpreis 

(in ECU/100 kg 
Nettogewicht) 

0811 10 90 Erdbeeren, gefro­
ren, ohne Zusat2 
von Zucker 

88 

(2) Liegt der Einfuhrpreis unter dem 
genannten Mindestpreis, wird eine Aus­
gleichsabgabe erhoben, die dem Unterschied 
zwischen diesen beiden Preisen entspricht. 

Artikel 2 

(1) Der Mindesteinfuhrpreis gilt als einge­
halten, wenn der Einfuhrpreis in der Wäh­
rung des Einfuhrmitgliedstaats mindestens 
dem Mindesteinfuhrpreis entspricht, der am 
Tag der Annahme der Anmeldung zur Über­
führung in den zollrechtlich freien Verkehr 
anwendbar ist. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach 
ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften in Kraft. 

Sie gilt bis zum 31. Dezember 1990." 
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9. Die erste Schutzverordnung schweigt zu 
dem Wechselkurs, der bei der Umrechnung 
des Mindesteinfuhrpreises in die Wahrung 
des einführenden Mitgliedstaats anzuwenden 
ist, um den von Artikel 1 Absatz 2 verlang­
ten Vergleich anzustellen. Gemäß den Arti­
keln 1 und 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
1676/85 des Rates vom 11. Juni 1985 über 
den Wert der Rechnungseinheit und die im 
Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik 
anzuwendenden Umrechnungskurse 5 galten 
die Agrarwechselkurse automatisch für die 
erste Schutzverordnung, so daß der Min­
desteinfuhrpreis auf 88 „grüne" ECU/100 kg 
festgesetzt wurde. Die Agrarwechselkurse 
unterscheiden sich bei einigen Währungen 
deutlich von den Wechselkursen der Ecu auf 
dem freien Markt. 

10. Die Agrarwechselkurse wurden durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 1678/85 6 festge­
setzt. Diese Kurse wurden von Zeit zu Zeit 
von der Kommission angepaßt, um Verände­
rungen im Europäischen Währungssystem 
Rechnung zu tragen. Die auf die erste 
Schutzverordnung anwendbaren Kurse sind 
in der Verordnung (EWG) Nr. 2929/90 der 
Kommission 7 vorgegeben: 

Erzeugnisse Landwirtschaftlicher Umrechnungskurs 

1 ECU 

...5M 
Anwendbar 

bis 

1 ECU 

...DM 

Anwend­
bar ab 

Obst- und 
Gemüsever­
arbeitungs­
erzeugnisse: 

— andere 
Obst- und 
Gemüsever­
arbeitungs­
erzeugnisse 

2,34113 10.10.1990 2,35418 11.10.1990 

11. Mit Wirkung vom 1. Januar 1991 wurde 
die erste Schutzverordnung durch die Ver­
ordnung (EWG) Nr. 3797/90 der Kommis­
sion über Schutzmaßnahmen für die Einfuh­
ren von halbverarbeitetem rotem Beerenobst 
mit Ursprung in Polen und Jugoslawien 8 

(zweite Schutzverordnung) ersetzt. 

12. In den Begründungserwägungen dieser 
Verordnung werden die Umstände erwähnt, 
unter denen die erste Schutzverordnung 
erlassen wurde. Weiter heißt es dort: „In 
Polen und in Jugoslawien stehen derzeit 
bedeutende Mengen dieser Erzeugnisse für 
den Export zur Verfügung. In Ermangelung 

5 — ABl. L 164, S. 1. 
6 — ABl. L 164, S. 11. 
7 — ABl. L 279, S. 42; siche Anhang III. 8 — ABl. L 365, S. 22. 
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eines Abkommens mit den Ausfuhrländern 
über die Einhal tung eines Freigrenzepreises 
für den verbleibenden Zeitraum des laufen­
den Wirtschaftsjahres würden die Erzeug­
nisse ab 1. Januar 1991 in umfangreichen 
Mengen zu äußerst niedrigen Preisen einge­
führt werden." 

Es wurde daher als erforderlich erachtet, das 
Mindesteinfuhrpreissystem beizubehalten. 
Ferner müsse mit der Festsetzung eines Min­
desteinfuhrpreises Qualitätsunterschieden 
zwischen den verschiedenen Erzeugnissen 
Rechnung getragen werden, und es sei genau 
festzulegen, welcher Umrechnungskurs bei 
der Umrechnung des Mindesteinfuhrpreises 
in Landeswährung zu verwenden sei. 

13. In der zweiten Schutzverordnung ist, 
soweit erheblich, vorgesehen: 

„Artikel 1 

(1) Bei der Einfuhr in die Gemeinschaft 

— von gefrorenen Erdbeeren u n d Himbee­
ren ... mit Ursp rung in Polen ... 

sind folgende Mindestpreise einzuhalten: 

KN-Code Warenbezeichnung 

Mindestein­
fuhrpreis 

(in ECU/100 kg 
Nettogewicht) 

0811 10 90 Erdbeeren, gefro­
ren, ohne Zusatz 
von Zucker 

ex 0811 10 90 ganze Fruchte 92 

ex 0811 10 90 andere 65 

(2) Liegt der Einfuhrpreis un ter dem in 
Absatz 1 genannten Mindestpreis, so wird 
eine Ausgleichsabgabe in H ö h e des Unter­
schieds zwischen diesen beiden Preisen erho­
ben. 
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(3) Der Mindesteinfuhrpreis wird mit Hilfe 
des Umrechnungskurses gemäß Artikel 3a 
der Verordnung (EWG) Nr. 3152/85 der 
Kommission 9, der am Tag der Annahme der 
Anmeldung zur Überführung in den zoll­
rechtlich freien Verkehr anwendbar ist, in die 
Landeswährung des Mitgliedstaats der Über­
führung in den zollrechtlich freien Verkehr 
umgerechnet. 

(4) Der festgesetzte Preis für die oben als 
.andere' bezeichneten Erzeugnisse findet auf 
andere Erzeugnisse als ganze gefrorene 
Erzeugnisse ,IQF' der Güteklasse I oder 
Extra (Erdbeeren) oder Extra (Himbeeren) 
Anwendung, die als solche von einem polni­
schen bzw. jugoslawischen Qualitätskon­
trollamt ausgewiesen worden sind und für 
die bei der Überführung in den zollrechtlich 
freien Verkehr in der Gemeinschaft eine 
Güteklassenbescheinigung vorliegt. 

Erzeugnisse, die nicht die vorgenannten 
Bedingungen erfüllen, werden unter Einhal­
tung des Mindestpreises für die Güteklasse 
.ganze Früchte' in den zollrechtlich freien 
Verkehr überführt. 

Artikel 2 

(1) Der Mindesteinfuhrpreis gilt als einge­
halten, wenn der Einfuhrpreis in der Wäh­
rung des Mitgliedstaats der Überführung in 

den zollrechtlich freien Verkehr mindestens 
dem Mindesteinfuhrpreis entspricht, der am 
Tag der Annahme der Anmeldung zur Über­
führung in den zollrechtlich freien Verkehr 
anwendbar ist. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1991 in 
Kraft. 

Sie gilt bis zum 31. März 1991." 

14. Die Geltung der zweiten Schutzverord­
nung wurde durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 810/91 der Kommission 10 und durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2152/91 der 

9 — ABl. L 310, S. 1. 10 — ABl. L 82, S. 49. 
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Kommission 11 bis 25. September 1991 ver­
längert. Diese beiden Verordnungen erwäh­
nen die fortdauernde Verfügbarkeit größerer 
Mengen der in Rede stehenden Erzeugnisse 
in Polen und in Jugoslawien. 

15. Die Grundlage, auf der der Mindestein­
fuhrpreis in die Währung des Einfuhrmit­
gliedstaats umzurechnen war, war in Artikel 
1 Absatz 3 der zweiten Schutzverordnung 
ausdrücklich geregelt, um ihn mit der bei den 
Mindesteinfuhrpreisen für andere landwirt­
schaftliche Erzeugnisse angewandten Praxis 
in Einklang zu bringen. Der angewandte 
Wechselkurs ist der repräsentative Agrar-
wechselkurs, der bei der Berechnung von 
Währungsausgleichsbeträgen benutzt wurde. 
Der maßgebende Umrechnungskurs betrug 
am 1. Januar 1991 2,35418 DM = 1 ECU 12. 
Der Wechselkurs am 1. August 1991 war der 
gleiche 13. 

16. Die kombinierte Wirkung des Mindest­
einfuhrpreises und der Agrarwechselkurse 
wird durch die folgende Tabelle erläutert, die 
die Durchschnitts- und Mindesteinfuhrpreise 

in Deutscher Mark zu verschiedenen Zeiten 
wiedergibt: 

Aus Polen eingeführte 
gefrorene Erdbeeren 

ECU/100 kg 
DM/100 

kg 

Vereinbarter 
Durchschnittspreis 
1989/90 
(zum am 1.8.90 geltenden 
Marktkurs) 

88 E C U 
(Kurs auf dem 
freien Markt) 

181,95 

Mindesteinfuhrpreis 
am 10.10.90 88 grüne E C U 206,02 

Mindesteinfuhrpreis 
vom 11.10.90 bis 31.12.90 88 grüne E C U 

Mindesteinfuhrpreis 
am 1.1.91 
— ganze Früchte 
— andere 

92 grüne E C U 
65 grüne E C U 

216,58 
153,02 

Mindesteinfuhrpreis 
am 1.8.91 
— ganze Früchte 
— andere 

92 grüne ECU 
65 grüne E C U 

216,58 
153,02 

17. Der Kommission zufolge wird das 
System der Mindesteinfuhrpreise heute noch 
im Rahmen der Abkommen angewandt, die 
die Gemeinschaft mit Polen geschlossen 
hat 14. 

11 — ABl. L 200, S. 16. 

12 — Verordnung (EWG) Nr. 3830/90 der Kommission, ABl. 
L 369, S. 51. 

13 — Verordnung (EWG) Nr. 2197/91, ABl. L 207, S. 42. 

14 — Siehe den Beschluß 92/228/EWG des Rates vom 25. 
Februar 1992 über den Abschluß — durch die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft — des Interimsabkommens zwi­
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl einerseits 
und der Republik Polen andererseits über Handel und 
Handelsfragen, ABl. L 114, S. 1 (siehe die Anhänge zu den 
Anhängen VIIIb und Xc des Abkommens); Beschluß 
93/743/Euratom, EGKS, EG, des Rates und der Kommis­
sion vom 13. Dezember 1993 über den Abschluß des Euro­
paabkommens zwischen den Europäischen Gemeinschaften 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik 
Polen andererseits, ABl. L 348, S. 1 (siehe wiederum die 
Anhänge des Anhangs VIIIb und Xc des Abkommens). 
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Der Sachverhalt und die Vorlagefragen 

18. Die Klägerin führte von November 
1990 bis September 1991 gefrorene Erdbee­
ren aus Polen ein. Das Hauptzollamt 
Stuttgart-West, der Beklagte des Verfahrens 
vor dem Finanzgericht, nahm eine Prüfung 
vor, und gelangte zu dem Ergebnis, daß die 
Klägerin die vorgeschriebenen Mindestein­
fuhrpreise nicht eingehalten habe. Die wirk­
lich vereinbarten Vertragspreise seien 
niedriger gewesen als die (den Mindestein­
fuhrpreisen entsprechenden) Rechnungs­
preise. Die Differenz sei von der Klägerin bei 
Einfuhren von Früchten, für die keine Min­
destpreise gegolten hätten, durch Unterfak-
turierung verrechnet worden. Das Haupt­
zollamt setzte daher auf der Grundlage der 
Schutzverordnungen gegen die Klägerin 
Ausglcichsabgaben in Höhe von insgesamt 
2 024 043,10 DM fest. 

19. Die Klägerin legte gegen die Festsetzung 
der Ausglcichsabgaben Einspruch ein; zur 
Begründung machte sie geltend, sie habe die 
Mindesteinfuhrpreise nicht unterschritten. 
Dieses Verfahren ist noch nicht abgeschlos­
sen. Das Hauptzollamt lehnte einen Antrag 
auf Aussetzung der Vollziehung der Abga­
benfestsetzung ab. 

20. Die Antragstellerin beantragte daraufhin 
beim Finanzgericht die Gewährung vorläufi­
gen Rechtsschutzes durch Aussetzung bzw. 
Aufhebung der Vollziehung der Abgaben­
festsetzung gemäß § 69 Absatz 3 der deut­
schen Finanzgerichtsordnung. In diesem 

Verfahren macht die Antragstellerin geltend, 
daß die Schutzverordnungen ungültig seien. 

21. Das Finanzgericht hat dem Gerichtshof 
am 6. Juli 1994 die Frage nach der Gültigkeit 
der Schutzverordnungen zur Vorabentschei­
dung vorgelegt. Es hat ferner die Vollziehung 
der Abgabenfestsetzung gegen Sicherheitslei­
stung durch die Antragstellerin bis zur Ent­
scheidung des Gerichtshofes aufgehoben. 

22. Die Fragen, die das Finanzgericht vorge­
legt hat, lauten: 

1. Ist die Verordnung (EWG) Nr. 2198/90 
der Kommission vom 27. Juli 1990 
über Schutzmaßnahmen bei der Ein­
fuhr von gefrorenen und vorläufig haltbar 
gemachten Erdbeeren sowie von gefrore­
nen und haltbar gemachten Himbeeren 
mit Ursprung in Polen (ABl. L 198, S. 53) 
in ihrem gesamten Geltungsbereich bis 
31. Dezember 1990 ungültig? 

2. Ist die Verordnung (EWG) Nr. 3797/90 
der Kommission vom 21. Dezember 1990 
über Schutzmaßnahmen für die Einfuhr 
von halbverarbeitetcm rotem Beerenobst 
mit Ursprung in Polen und Jugoslawien 
(ABl. L 365, S. 22) in ihrem ursprüngli­
chen Geltungsbereich bis 31. Dezember 
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1991 sowie in ihrem verlängerten Gel­
tungsbereich bis 31. Juli 1991 und danach 
bis 25. September 1991 (Verordnungen 
[EWG] Nrn. 810/91 und 2152/91 der 
Kommission vom 27. März 1991 bzw. 
vom 22. Juli 1991, jeweils zur Änderung 
der Verordnung [EWG] Nr. 3797/90 
[ABl. L 82, S. 49; L 200, S. 16]) ungültig? 

Die Probleme 

23. Die Antragstellerin hat im Verfahren vor 
dem Gerichtshof keine schriftlichen 
Erklärungen eingereicht; nur die spanische 
Regierung und die Kommission haben dies 
getan. Aus dem Vorlagebeschluß geht hervor, 
daß die Antragstellerin die Anfechtung der 
Gültigkeit der Schutzverordnungen auf drei 
Gründe stützt, von denen der dritte aus drei 
Rügen besteht: 

a) Die Kommission sei nicht berechtigt 
gewesen, nach der Grundverordnung 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen, da nach 
den Kriterien, deren Prüfung die Durch­
führungsverordnung verlange, der Markt 
in der Gemeinschaft weder ernstlichen 
Störungen ausgesetzt noch von ernstli­
chen Störungen bedroht gewesen sei. 

b) Entgegen Artikel 190 des Vertrages gäben 
die Grundverordnungen nicht hinrei­
chend die Gründe an, auf die sie gestützt 
worden seien. 

c) Die Schutzverordnungen verstießen 
gegen den gemeinschaftsrechtlichen 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, 
indem 

i) die erste Schutzverordnung im Unter­
schied zur zweiten Schutzverordnung 
nicht zwischen den verschiedenen 
Qualitätsklassen eingeführter gefrore­
ner Erdbeeren unterscheide; 

ii) die erste Schutzverordnung durch die 
Anknüpfung an die „grüne" ECU 
eine verdeckte Erhöhung der Min­
desteinfuhrpreise enthalte; 

iii) die Schutzverordnungen länger gegol­
ten hätten, als erforderlich gewesen 
sei, da der Einfuhrwert von Erzeug­
nissen aus Polen vor Beendigung des 
Geltungszeitraums der Verordnungen 
den Mindestpreis überstiegen habe. 

24. Die Antragstellerin hat auch ein Sachver­
ständigengutachten vorgelegt, das Tatfragen 
im Zusammenhang mit der Lage des Marktes 
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für Erdbeeren in der Gemeinschaft behan­
delt 15. Das Gutachten unterstützt den Stand­
punkt, daß der Markt in der Gemeinschaft 
keinen ernstlichen Störungen ausgesetzt 
gewesen sei. 

Marktstörung 

25. Das erste Argument der Antragstellerin 
geht dahin, daß die Kommission nicht 
berechtigt gewesen sei, nach der Grundver­
ordnung Schutzmaßnahmen zu ergreifen, da 
der Markt in der Gemeinschaft gemessen an 
den Faktoren, deren Beachtung die Grund­
verordnung verlange, weder ernstlichen 
Störungen ausgesetzt noch von ernstlichen 
Störungen bedroht worden sei. Diese 
Voraussetzung für den Erlaß von Maßnah­
men findet sich in Artikel 18 Absatz 1 der 
Grundverordnung. Artikel 1 der Durchfüh­
rungsverordnung führt vier Faktoren an, die 
bei der Beurteilung, ob eine Marktstörung 
vorliegt oder droht, insbesondere zu berück­
sichtigen sind: a) der Umfang der getätigten 
bzw. voraussichtlichen Einfuhren, b) die ver­
fügbaren Mengen in der Gemeinschaft, c) die 
Preise für Gemeinschaftscrzcugnissc und 
d) die Preise für eingeführte Erzeugnisse. 

26. Das Sachverständigengutachten behan­
delt nacheinander diese vier Faktoren. Zu a) 
räumen die Gutachter ein, daß die Einfuhren 
aus Polen gestiegen seien, führen jedoch aus, 
daß dies auf eine gestiegene Nachfrage in der 

Gemeinschaft nach gefrorenen Erdbeeren 
höherer Qualität der Sorte Senga Sengana für 
die Verarbeitung (für spezielle Erzeugnisse 
wie Qualitätskonfitüre und Joghurt) zurück­
zuführen sei, die von den Erzeugern in der 
Gemeinschaft nicht habe befriedigt werden 
können. Senga-Sengana-Erdbeeren seien in 
Polen verfügbar gewesen, in der Gemein­
schaft jedoch nur in sehr geringer Menge 
angebaut worden. Senga-Sengana-Erdbeeren 
aus der Gemeinschaft würden nicht tiefge­
froren, sondern frisch verarbeitet und seien 
daher als nicht durch die Schutzverordnung 
geschützt anzusehen. Zu b) wird im Sachver­
ständigengutachten argumentiert, daß nach 
hohen Ernten in den Jahren 1987 bis 1989, in 
denen Überschüsse frischer Erdbeeren tief­
gefroren und an eine expandierende Verar-
beitungsindustrie in der Gemeinschaft ver­
kauft worden seien, in der Gemeinschaft 
weniger Erdbeeren angebaut worden seien, 
so daß die Nachfrage der Verarbeitungsindu­
strie durch die Erzeugung in der Gemein­
schaft nicht habe befriedigt werden können. 
Zu c) wird im Gutachten ausgeführt, daß die 
Vertragspreise für Erdbeeren aus der 
Gemeinschaft für Verarbeitungszwecke in 
den Jahren 1989 bis 1993 weitgehend stabil 
geblieben seien. Zu d) heißt es im Gutachten, 
daß der Durchschnittspreis für eingeführte 
polnische gefrorene Erdbeeren 1990 und 
1991 höher als 1989 gewesen sei. Schließlich 
wird im Sachverständigengutachten ausge­
führt, daß die Einfuhren gefrorener Erdbee­
ren für Verarbeitungszwecke niemals eine 
Bedrohung des Gemeinschaftsmarktes mit 
ernstlichen Störungen hätten hervorrufen 
können, da (1992) nur 7 % der in der 
Gemeinschaft erzeugten Erdbeeren zur Ver­
arbeitung bestimmt gewesen seien. 

27. Im Kern argumentiert das Sachverständi­
gengutachten wohl damit, daß die aus Polen 

15 — Gutachten von Dr. H.-Chr. Behr und Dr. W. Ellinger von 
der Zentralen Markt- und Preisberichtstelle für Erzeugnisse 
der Land-, Forst- und Ernährungswirtschaft GmbH, 
Februar 1994, dem Vorlagcbcschluß als Anlage beigefügt. 
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eingeführten gefrorenen Erdbeeren aus­
schließlich solche der Sorte Senga Sengana 
für die Verwendung zur hochwertigen indu­
striellen Verarbeitung gewesen seien, daß die 
Erzeugung von Senga Sengana in der 
Gemeinschaft vernachlässigbar sei und daß 
die Verarbeitungsindustrie in der Gemein­
schaft nicht auf andere Erdbeersorten aus­
weichen könne und daher vollständig von 
Einfuhren der Sorte Senga Sengana abhänge. 

28. Die Kommission und die spanische 
Regierung versuchen, die Argumentation im 
Sachverständigengutachten zu widerlegen. 

29. Die Kommission hebt insbesondere her­
vor, daß die polnische Regierung in den 
ersten fünf Monaten des Jahres 1990 nicht 
mehr in der Lage gewesen sei, zu gewährlei­
sten, daß der vereinbarte Durchschnittsein­
ruhrpreis für gefrorene Erdbeeren eingehal­
ten worden sei. Die Einfuhren in diesen fünf 
Monaten in Höhe von 23 499 t hätten bereits 
den Gesamtumfang der Einfuhren 
1989 überstiegen, der sich auf 21 985 t belau­
fen habe 16. Mit diesem Anstieg sei ein 
Verfall des Durchschnittspreises für 
polnische gefrorene Erdbeeren von der ver­
einbarten Rate von 88 ECU/100 kg auf 
64 ECU/100 kg im Mai 1990 und 60 
ECU/100 kg im Juni 1990 einhergegangen. 
Die Preise für in der Gemeinschaft erzeugte 
und verkaufte gefrorene Erdbeeren seien 
ebenfalls wie der Durchschnittspreis aller 
Einfuhren aus Drittländern gefallen. Ange­
sichts dieser Situation habe die Kommission 
durch Erlaß der ersten Schutzverordnung 
Schutzmaßnahmen eingeführt. Die Kommis­
sion weist auch darauf hin, daß nicht 

alle aus Polen eingeführten gefrorenen Erd­
beeren zur Sorte Senga Sengana gehört hät­
ten. Berücksichtigt worden sei die Gesamt­
lage auf dem Markt für gefrorene Erdbeeren 
und nicht nur bei bestimmten Sorten, für die 
es keine besondere Statistik gebe. Im übrigen 
sei die Verarbeitungsindustrie in der 
Gemeinschaft nicht ausschließlich auf eine 
bestimmte Sorte Erdbeeren (Senga Sengana, 
wie im Gutachten behauptet werde) ange­
wiesen, sondern nur auf eine bestimmte 
Qualität der Erdbeeren. Andere Sorten, auch 
solche, die in der Gemeinschaft angebaut 
würden, könnten die gleiche Qualität auf­
weisen. 

30. Die Kommission vertritt auch die 
Ansicht, als zuständiges Gemeinschaftsorgan 
verfüge sie im Bereich der Agrarpolitik bei 
Angelegenheiten wie der vorliegenden über 
einen weiten Beurteilungsspielraum bei der 
Feststellung der tatsächlichen Grundlagen 
für ihr Handeln, was bedeute, daß der 
Gerichtshof nur eine beschränkte Nachprü­
fungsbefugnis habe. 

31. Ich halte diese Ansicht nicht für unein­
geschränkt zutreffend. Natürlich ist es wich­
tig, daß den Organen der Gemeinschaft in 
Fällen, in denen sie die Wahl zwischen ver­
schiedenen Maßnahmen haben, mit denen 
konkurrierende politische Ziele verfolgt wer­
den, ein weiter Beurteilungsspielraum einge­
räumt werden muß. In solchen Fällen kann 
der Gerichtshof deren Beurteilung sicherlich 
nicht durch seine eigene ersetzen. Hängt 
jedoch der Erlaß der angefochtenen Gemein-
schaftsmaßnahme von bestimmten Tatsa­
chenfeststellungen ab, muß der Gerichtshof 
meines Erachtens diese Feststellungen sorg­
fältig überprüfen, auch wenn er eine solche 
Maßnahme normalerweise nur dann für 
unrechtmäßig hält, wenn er feststellt, daß die 16 — Siehe die Eurostat-Zahlen in Anlage 1 der Erklärungen der 

Kommission. 
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Tatsachenbeurteilung offensichtlich fehler­
haft ist. 

32. Beide Situationen können im selben Fall 
auftreten, sie können und müssen jedoch 
voneinander unterschieden werden. So hat 
der Gerichtshof im Urteil Wuidart u. a. 17 

ausgeführt: 

„Da es vorliegend um die gerichtliche Kon­
trolle der Art und Weise der Durchführung 
[des Diskriminierungsverbots] geht, ist 
jedoch klarzustellen, daß der Gesetzgeber 
der Gemeinschaft auf dem Gebiet der 
gemeinsamen Agrarpolitik über einen weiten 
Ermessensspiclraum verfügt, der der politi­
schen Verantwortung entspricht, die ihm die 
Artikel 40 und 43 EWG-Vertrag übertragen 
(siehe das Urteil vom 11. Juli 1989 in der 
Rechtssache 265/87, Schräder, Slg. 1989, 
2237, Randnr. 22). Ist er insbesondere für 
den Erlaß einer Regelung genötigt, die künf­
tigen Auswirkungen dieser Regelung zu 
beurteilen, und lassen sich diese Auswirkun­
gen nicht genau vorhersehen, so kann seine 
Beurteilung nur dann beanstandet werden, 
wenn sie im Hinblick auf die Erkenntnisse, 
über die er im Zeitpunkt des Erlassenes der 
Regelung verfügte, offensichtlich irrig 
erscheint." 

33. Weiter hat der Gerichtshof vor kurzem 
entschieden 18: 

„[Die zuständigen Gemeinschaftsorgane] 
verfügen ... bei der Beurteilung eines kom­
plexen wirtschaftlichen Sachverhalts über 
einen weiten Ermcssensspielraum. Bei der 
Kontrolle über die Rechtmäßigkeit der Aus­
übung einer solchen Befugnis muß sich der 
Richter darauf beschränken, zu prüfen, ob 
der Behörde kein offensichtlicher Fehler 
oder ein Ermessensmißbrauch unterlaufen ist 
oder ob sie die Grenzen ihres Ermessens 
nicht offensichtlich überschritten hat." 

34. Im vorliegenden Fall stellt sich nicht die 
Frage, ob die Kommission die Grenze ihres 
Beurteilungsspielraums überschritten hat, 
sondern ob ihr ein offensichtlicher Fehler 
unterlaufen ist. Für diese Frage ist es nach 
der angeführten Rechtsprechung des 
Gerichtshofes erheblich, daß die Kommis­
sion anhand der ihr zum damaligen Zeit­
punkt zur Verfügung stehenden Informatio­
nen tätig werden mußte und zu beurteilen 
hatte, ob eine ernstliche Marktstörung vorlag 
oder nicht und — mehr eine Frage der Ein­
schätzung — ob der Gemeinschaftsmarkt in 
Zukunft ernstlichen Marktstörungen ausge­
setzt sein würde. Zum Zeitpunkt des Erlasses 
der Schutzverordnungen konnten der Kom­
mission die im Sachverständigengutachten 
von 1994 enthaltenen detaillierten Informa­
tionen noch nicht zur Verfügung stehen. 

17 — Verbundene Rechtssachen C-267/S8 bis C-285/88 (Slg. 
1990, I-435, Randnr. 14). 

18 — Urteil vom 29. Februar 1996 in den verbundenen Rechtssa­
chen C-296/93 und C-307/93 (Französische Republik und 
Irland/Kommission, Slg. 1996, I-795, Randnr. 31). 
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35. Weiter hatte die Kommission zu erwä­
gen, ob die Einfuhren polnischer gefrorener 
Erdbeeren nicht nur den Markt für gefrorene 
Erdbeeren, sondern den gesamten Markt für 
Erdbeeren in der Gemeinschaft ernstlich stö­
ren würden, soweit diese Erzeugnisse mitein­
ander in Wettbewerb stehen 19. Die Kommis­
sion hatte daher Störungen und die Aussicht 
auf Störungen des Marktes für gefrorene 
Erdbeeren, für Erdbeeren zu Verarbeitungs­
zwecken und des Marktes für Erdbeeren all­
gemein zu berücksichtigen. 

36. Mitte 1990 sah sich die Kommission dem 
Zusammenbruch des Abkommens der 
Gemeinschaft mit Polen und einem wesentli­
chen Anstieg der Einfuhren polnischer 
gefrorener Erdbeeren gegenüber, mit denen 
ein Verfall der Preise für gefrorene Erdbee­
ren sowohl aus der Gemeinschaft als auch 
aus Polen einherging. Das Vorbringen der 
Antragstellerin in bezug auf die nicht befrie­
digte Nachfrage aus der Gemeinschaft ist 
nicht überzeugend und erklärt nicht die sin­
kenden Preise. In einer Situation nicht 
befriedigter Nachfrage würde man einen 
Preisanstieg erwarten. 

37. Die Eurostat-Zahlen, die die Kommis­
sion vorgelegt hat, zeigen in den ersten sechs 
Monaten 1990 eine deutliche Verschlechte­
rung bei drei der vier Faktoren, die die Kom­
mission zu berücksichtigen hatte. Nur die in 
der Gemeinschaft erzeugten Mengen blieben 
stabil; dies war zu erwarten, da zwischen der 
Pflanzung und der Veredelung eine beträcht­
liche Zeitspanne liegt. Meines Erachtens 

durfte die Kommission zu dem Ergebnis 
gelangen, daß der Markt für gefrorene Erd­
beeren in der Gemeinschaft ernstlichen Stö­
rungen ausgesetzt war bzw. von ernstlichen 
Störungen bedroht wurde. Das Ziel des 
Schutzes der Erdbeererzeugung in der 
Gemeinschaft stand grundsätzlich in Ein­
klang mit Artikel 39 des Vertrages. Daher 
war die Kommission berechtigt, geeignete 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Die Festle­
gung eines Mindesteinfuhrpreises war grund­
sätzlich ein geeignetes Mittel zur Erreichung 
dieses Zieles, da es dazu führen würde, den 
Preisvorteil, den eingeführte polnische Erd­
beeren genossen, und damit die Ursache der 
Störungen zu beseitigen. 

38. Ferner erscheinen einige der Feststellun­
gen im Sachverständigengutachten im Lichte 
der dem Gerichtshof zugänglichen Informa­
tionen als falsch. Beispielsweise wird das 
Argument, daß der Anstieg der Einfuhren 
durch eine Verringerung der Belieferung mit 
gefrorenen Erdbeeren aus der Gemeinschaft 
verursacht worden sei, durch die von der 
Kommission vorgelegten Eurostat-Zahlen 
widerlegt. Diese Zahlen zeigen ein leichtes 
Wachstum des Handels mit gefrorenen Erd­
beeren innerhalb der Gemeinschaft in den 
ersten sechs Monaten des Jahres 1990 vergli­
chen mit den ersten sechs Monaten des Jah­
res 1989, jedoch auf Kosten einer Preissen­
kung (um die eigene Stellung gegen die 
billigen Importe halten zu können). Das 
Sachverständigengutachten räumt selbst ein, 
daß die Gemeinschaftserzeugung frischer 
Erdbeeren bei richtigem Preis zur Verarbei­
tung verkauft werden kann. Daher können 
unter Berücksichtigung des Marktes für Erd­
beeren insgesamt die Einfuhren billiger pol­
nischer gefrorener Erdbeeren den Markt 
sowohl für frische als auch für gefrorene 
Erdbeeren aus der Gemeinschaft beeinträch­
tigen und zu einem Rückgang des Anbaus 19 — Rechtssache 95/80 (Dervieu-Delahais/Directeur Général 

des Douanes et Droits Indirects, Slg. 1981, 317, Randnr. 11). 
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führen (der die Verringerung der Erzeugung 
gefrorener Erdbeeren in der Gemeinschaft 
1991 erklären könnte, als die Schutzmaßnah­
men noch in Kraft waren). 

39. In ähnlicher Weise ist der Umstand, daß 
die Preise für Erdbeeren aus der Gemein­
schaft in den Jahren 1989 bis 1993 gleich 
blieben, vor dem Hintergrund der von der 
Kommission ergriffenen Schutzmaßnahmen 
zu sehen. Er deutet darauf hin, daß die Maß­
nahmen das Ziel, den Gemeinschaftsmarkt 
gegen Störungen zu schützen, erreicht haben. 

40. Die Feststellung, daß der Durchschnitts­
preis eingeführter polnischer Erdbeeren 
1990 und 1991 höher als 1989 gewesen sei, 
erscheint ebenfalls falsch. Nach den 
Eurostat-Zahlen war der Durchschnittspreis 
für polnische gefrorene Erdbeeren sowohl 
1990 als auch 1991 niedriger als 1989, trotz 
der Schutzmaßnahmen. 

41. Einige der Argumente im Sachverständi­
gengutachten werden in einem Schreiben des 
Waren-Vereins der Hamburger Börse e. V. 
vom 3. August 1990 an das Bundcsministc-
rium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten vorweggenommen, in dem die deut­
sche Regierung aufgefordert wird, sich für 
die Aufhebung der Schutzmaßnahmen ein­
zusetzen. Das Schreiben enthält keine Tatsa­
chenangaben, die sich nicht detaillierter im 
Sachverständigengutachten finden. In dem 
Schreiben wird ferner argumentiert, daß die 
Vorarbeiter in der Gemeinschaft über ältere 

Kontrakte für Einfuhren zu Preisen verfüg­
ten, die durch den Mindesteinfuhrpreis in 
Frage gestellt würden. Obwohl dieses Argu­
ment im Vorlagebeschluß nicht angeführt 
wird, sei darauf hingewiesen, daß der 
Gerichtshof die Frage der berechtigten 
Erwartungen von Händlern mit Agrarer-
zeugnissen bereits behandelt hat. Im 
Urteil Französische Republik und 
Irland/Kommission 20 hat der Gerichtshof 
ausgeführt: 

„Auch wenn der Grundsatz des Vertrauens­
schutzes zu den tragenden Grundsätzen der 
Gemeinschaft gehört, dürfen die Wirtschafts-
teilnchmer im übrigen nicht auf die Beibe­
haltung einer bestehenden Situation ver­
trauen, die die Gemeinschaftsorgane im 
Rahmen ihres Ermessens ändern können. 
Dies gilt insbesondere auf einem Gebiet wie 
dem der gemeinsamen Marktorganisationen, 
deren Zweck eine ständige Anpassung an die 
Veränderung der wirtschaftlichen Lage mit 
sich bringt ... Daher können sich die Wirt-
schaftstcilnehmer nicht auf ein wohlerwor­
benes Recht zur Beibehaltung eines Vorteils 
berufen, der sich für sie aus der Einführung 
der gemeinsamen Marktorganisation ergibt 
und der ihnen zu einem bestimmten Zeit­
punkt zugute gekommen ist..." 

42. Daher komme ich zu dem Ergebnis, daß 
nicht dargetan ist, daß die Kommission einen 
offensichtlichen Beurteilungsfehler begangen 

20 — Zitiert in Fußnote 18. 
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hat. Im Gegenteil hat sich gezeigt, daß tat­
sächlich Störungen des Marktes in der 
Gemeinschaft drohten, und es läßt sich nicht 
sagen, daß der Erlaß der Schutzmaßnahmen 
mit dem Ziel, solchen Störungen zu begeg­
nen, im Lichte der seinerzeit verfügbaren 
Informationen nicht sachgemäß war. 

Unzureichende Begründung 

43. Die Antragstellerin rügt die Ungültigkeit 
der Schutzverordnungen, weil in ihnen nicht, 
wie Artikel 190 des Vertrages dies verlange, 
die Gründe angegeben seien, auf die sie 
gestützt seien. Die Kommission habe sich 
nicht mit der Gesamtlage auf dem Erdbeer­
markt auseinandergesetzt und nicht erken­
nen lassen, ob die einzelnen in Artikel 1 der 
Durchführungsverordnung genannten Krite­
rien geprüft worden seien. 

44. Nach ständiger Rechtsprechung des 
Gerichtshofes muß die nach Artikel 190 des 
Vertrages erforderliche Begründung die 
angestellten Überlegungen so wiedergeben, 
daß es den Betroffenen möglich ist, ihre 
Rechte wahrzunehmen, und daß der 
Gerichtshof seine Kontrollaufgabe erfüllen 
kann. Jedoch müssen nicht alle tatsächlich 
oder rechtlich einschlägigen Gesichtspunkte 
genannt werden, und es sind die tatsächli­
chen Gegebenheiten und die zeitlichen 
Bedingungen zu berücksichtigen, unter 
denen die Entscheidung ergeht. Ferner ist 
das Begründungserfordernis nicht nur 
anhand des Wortlauts der in Rede stehenden 
Maßnahme zu beurteilen, sondern auch 

unter Berücksichtigung ihres Kontexts sowie 
sämtlicher Rechtsvorschriften auf dem 
betreffenden Gebiet21. 

45. Im vorliegenden Fall werden in den 
Begründungserwägungen der ersten Schutz­
verordnung der Fehlschlag des Preisabkom­
mens und der Anstieg der Einfuhren polni­
scher gefrorener Erdbeeren und der 
gleichzeitige Preisverfall angeführt. In den 
Begründungserwägungen wird erwähnt, daß 
gefrorene Erdbeeren zu Preisen eingeführt 
worden seien, die deutlich unter den Preisen 
lägen, zu denen Gemeinschaftserzeugnisse 
vermarktet werden könnten, und daß unter 
diesen Umständen der Gemeinschaftsmarkt 
ernstlichen Störungen ausgesetzt sei, die die 
in Artikel 39 des Vertrages festgesetzten 
Ziele gefährden könnten. Die zweite Schutz­
verordnung enthält ähnliche Gründe. 

46. Meines Erachtens ist die Entscheidung, 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen, in beiden 
Schutzverordnungen hinreichend begründet. 
Wie dargelegt worden ist, sind die die Ent­
scheidung tragenden Gründe ordnungs­
gemäß angegeben. Ferner ermöglicht es, wie 
der vorliegende Fall zeigt, die Begründung 
den betroffenen Personen in vollem Umfang, 
ihre Rechte wahrzunehmen, und dem 
Gerichtshof, seine Kontrollaufgabe zu erfül­
len. 

21 — Rechtssache C-350/88 (Delaere u. a./Kommission, SIg. 
1990, 1-395, Randnrn. 15 und 16). 
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Verhältnismäßigkeit 

47. Für die Schutzverordnungen gilt nicht 
nur der allgemeine Verhältnismäßigkeits­
grundsatz, sondern auch das besonders 
strikte Verhältnismäßigkeitskriterium in 
Artikel 2 Absatz 2 der Durchführungsver­
ordnung. Nach dieser Bestimmung dürfen 
Schutzmaßnahmen „nur in dem Umfang und 
für die Zeit getroffen werden, die unbedingt 
notwendig sind" 22. Die Antragstellerin 
macht geltend, daß die von der Kommission 
erlassenen Maßnahmen diesen Anforderun­
gen nicht genügten. 

48. Vor der Untersuchung der einzelnen 
Argumente der Antragstcllerin möchte ich 
darauf hinweisen, daß allgemein die Auswir­
kungen, die die Schutzmaßnahmen auf die 
Einfuhren aus Polen hatten, nicht dafür spre­
chen, daß diese Maßnahmen unverhältnismä­
ßig gewesen wären. Die von der Kommission 
vorgelegten Eurostat-Zahlen zeigen, daß in 
den Jahren 1990 und 1991 die Einfuhren 
gefrorener Erdbeeren trotz der Mindestein-
fuhrpreisrcgelung ständig gestiegen sind 23, 
Im Durchschnitt führte das System im übri­
gen nicht zu einem Anstieg der Preise dieser 
Einfuhren im Vergleich zu den 1989 berech­
neten Preisen. 

49. Ich komme nun zu den drei Argumen­
ten, die die Antragstellerin unter der Über­
schrift „Verhältnismäßigkeit" anführt. 

i) Differenzierung nach der Qualität 

50. Die Antragstellerin vertritt die Ansicht, 
daß die Kommission mit der ersten Schutz­
verordnung unterschiedliche Mindestein­
fuhrpreise für die unterschiedlichen Quali­
tätsklassen gefrorener Erdbeeren hätte 
einführen müssen. Die Kommission nahm 
tatsächlich in der zweiten Schutzverordnung 
eine solche Differenzierung vor. Nach dem 
Sachverständigengutachten bestanden die 
Einfuhren aus Polen größtenteils aus Erd­
beeren der Qualitätsklasse II, die 20 % bis 
30 % billiger als Erdbeeren der Klasse I sind. 

51. Die Kommission macht jedoch geltend, 
daß in dem Abkommen mit Polen ein 
Durchschnittspreis festgesetzt worden sei 
und daß daher keine Güteklassenbescheini-
gungen verlangt worden seien (Einfuhren 
höherer Qualität hätten Einfuhren geringerer 
Qualität ausgeglichen, was zur Bildung des 
Durchschnittspreises geführt habe); ferner 
habe im Juli 1990 kein zuverlässiges System 
von Güteklassenbescheinigungen für polni­
sche Erdbeeren bestanden. Seit dem 1. Januar 
1991 bestand ein System amtlicher Güteklas­
senbescheinigungen, und die Kommission 
ersetzte die erste Schutzverordnung durch 
die zweite Schutzverordnung, die Mindest­
einfuhrpreise für zwei verschiedene Güte­
klassen festsetzte. In der mündlichen Ver­
handlung hat die Antragstellerin bestritten, 

22 — Siehe Nr. 36 meiner Schlußanträge in der Rechtssache 
C-24/90 (Werner Faust, SIg. 1991, I-4905), in der Rechtssa­
che C-25/90 (Wünsche, SIg. 1991, I-4939) und in der 
Rechtssache C-26/90 (Wünsche, SIg. 1991, I-4961). 

23 — 1989 beliefen sich die Einfuhren auf 21 985 t, 1990 auf 
41 540 t und 1991 auf 62 934 t. 
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daß im Juli 1990 kein System von Güteklas­
senbescheinigungen verfügbar gewesen sei. 
Die Kommission hat erwidert, daß es ihr 
zum maßgebenden Zeitpunkt nicht möglich 
gewesen sei, sich auf eines der zur Verfügung 
stehenden Bescheinigungssysteme zu verlas­
sen. 

52. Mit der Kommission bin ich der 
Ansicht, daß es nicht erforderlich war, ver­
schiedene Mindesteinfuhrpreise für die ver­
schiedenen Qualitäten gefrorener Erdbeeren 
festzusetzen, wenn sich dies als nicht prakti­
kabel erwies. Artikel 2 Absatz 2 der Verord­
nung Nr. 521/77 gab der Kommission die 
Befugnis, aber keine Verpflichtung zur Diffe­
renzierung 24. Die Kommission durfte in der 
ersten Schutzverordnung einen einheitlichen 
Mindesteinfuhrpreis festsetzen und setzte 
ihn ausreichend hoch an, um Einfuhren von 
Erdbeeren niedrigerer Qualität in erhebli­
chem Umfang zu verhindern. 

ii) Anwendung des „grünen" Wechselkurses 

53. Die erste Schutzverordnung enthielt 
keine Angaben zu dem Kurs, zu dem der 
Mmdesteinfuhrpreis in die Währung des Ein­
fuhrmitgliedstaats umzurechnen war, um den 
Vergleich mit dem gegenwärtigen Einfuhr­
preis vorzunehmen. Gemäß der Verordnung 

Nr. 1676/85 25 waren die Agrarwechselkurse 
automatisch anwendbar. 

54. Die Kommission setzte den Mindestein­
fuhrpreis in der Höhe fest, in der zuvor 
im Abkommen mit Polen der Durchschnitts­
preis festgesetzt worden war. Dies 
waren 88 ECU/100 kg zum Marktkurs 
am 1. August 1990 entsprechend 
181,90 DM/100 kg. Der Mindesteinfuhrpreis 
wurde jedoch auf 88 „grüne" ECU/100 kg, 
entsprechend 206,02 DM/100 kg, festgesetzt. 
Daher führte die erste Schutzverordnung 
dazu, daß der Mindesteinfuhrpreis in 
Deutschland um 13,3 % über dem früheren 
Durchschnittspreis festgesetzt wurde (aller­
dings war der Anstieg offensichtlich in den 
anderen Mitgliedstaaten viel geringer), wäh­
rend der Durchschnittspreis in den vorherge­
henden vier Jahren im Schnitt nur um 1,4 % 
pro Jahr gestiegen war. Durch die erste 
Schutzverordnung sollte, wie es hieß, „ver­
hindert werden, daß eingeführte Erzeugnisse 
zu anormal niedrigen Preisen vermarktet 
werden" 26. 

55. Die Antragstellerin macht, gestützt 
durch das Sachverständigengutachten, gel­
tend, daß von „eingeführten Erzeugnissen zu 
anormal niedrigen Preisen" erwartet werde, 
daß ihr Preis unter den zuvor vereinbarten 

24 — Siehe meine Schlußanträge vom 14. März 1996 in der 
Rechtssache C-295/94 (Hüpeden & Co. KG) und in der 
Rechtssache C-296/94 (Pietsch, Nr. 56). 

25 — Zitiert in Fußnote 5. 
26 — Siehe die dritte Begründungserwägung der ersten Schutz­

verordnung. 
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Durchschnittspreisen liege, was Einfuhren 
sowohl zu höheren als auch zu niedrigeren 
Preisen zulasse. 

56. Die Kommission macht geltend, daß der 
Preisanstieg beabsichtigt gewesen sei: Nach 
den früheren Abkommen mit Polen seit 
1988 habe es keine Preisanstiege gegeben, es 
sei bezweckt gewesen, Einfuhren höherer 
Qualitäten zu fördern, und die früheren rea­
len Preise seien höher als die mit Polen ver­
einbarten Durchschnittspreise gewesen. 

57. Daß der Mindesteinfuhrpreis nicht zu 
hoch festgesetzt wurde, wird meines Erach-
tens dadurch bestätigt, daß die Einfuhren aus 
Polen von 1990 bis 1993 fortlaufend anstie­
gen, und es wird durch die Eurostat-Zahlen 
bewiesen, die den Erklärungen der Kommis­
sion als Anlage beigefügt sind. Die Kommis­
sion war in keiner Weise verpflichtet, das 
Durchschnittspreisniveau nach den früheren 
Übereinkünften beizubehalten. Sie durfte 
den Mindestpreis in einer Höhe festsetzen, 
die geeignet war, den Gemeinschaftsmarkt zu 
schützen, und die spätere Entwicklung der 
Einfuhren aus Polen zeigt, daß das gewählte 
Preisniveau tatsächlich angemessen war. 

iii) Dauer 

58. Schließlich macht die Antragstellerin gel­
tend, daß die Schutzverordnungen zu lange 
gegolten hätten, da der Wert der aus Polen 

eingeführten Erzeugnisse schon im vierten 
Quartal 1990 auf über 100 ECU/100 kg 
angestiegen sei. 

59. Die Kommission führt aus, daß der 
Preisanstieg lediglich zeige, daß die Schutz­
maßnahme die beabsichtigte Wirkung gehabt 
habe. In Ermangelung eines Abkommens mit 
Polen über die Einfuhrpreise hätte die Aus­
setzung der Maßnahme zu einer erneuten 
Störung des Gemeinschaftsmarktes geführt. 
Als die Geltungsdauer der zweiten Schutz­
verordnung auslief, wurde sie durch ein 
Abkommen mit Polen über Mindesteinfuhr­
preise für Erdbeeren für Verarbeitungs­
zwecke ersetzt, das heute noch in Kraft ist. 

60. Meines Erachtens war die Geltungsdauer 
der Schutzverordnungen nicht unverhältnis­
mäßig, da die Einfuhrpreise für gefrorene 
polnische Erdbeeren während der Geltungs­
dauer der Verordnungen im Durchschnitt 
gegenüber dem Zeitraum vor der Verhän­
gung der Schutzmaßnahmen nicht anstie­
gen 27 und da es kein Abkommen mit Polen 
gab. 

27 — Siehe Anlage I der Erklärungen der Kommission. 
1989 —monatlicher Durchschnitt 86,1 ECU, gewogener 
Durchschnitt (nach Menge) 86,1 ECU 
1990 —monatlicher Durchschnitt 80,0 ECU, gewogener 
Durchschnitt (nach Menge) 76,4 ECU 
1991 —monatlicher Durchschnitt 76,5 ECU, gewogener 
Durchschnitt (nach Menge) 76,3 ECU. 
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Antrag 

61. Daher bin ich der Meinung, daß die vom Finanzgericht vorgelegten Fragen wie 
folgt beantwortet werden sollten: 

1. Die Untersuchung der vorgelegten Fragen hat nichts ergeben, was die Gültigkeit 
der Verordnung (EWG) Nr. 2198/90 der Kommission vom 27. Juli 1990 über 
Schutzmaßnahmen bei der Einfuhr von gefrorenen und vorläufig haltbar gemachten 
Erdbeeren sowie von gefrorenen und haltbar gemachten Himbeeren mit Ursprung 
in Polen während ihrer gesamten Geltungsdauer bis 31. Dezember 1990 beeinträch­
tigen könnte. 

2. Die Untersuchung der vorgelegten Fragen hat nichts ergeben, was die Gültigkeit 
der Verordnung (EWG) Nr. 3797/90 der Kommission vom 21. Dezember 1990 über 
Schutzmaßnahmen für die Einfuhr von halbverarbeitetem rotem Beerenobst mit 
Ursprung in Polen und Jugoslawien oder der Verordnung (EWG) Nr. 810/91 der 
Kommission vom 27. März 1991 und der Verordnung (EWG) Nr. 2152/91 der 
Kommission vom 22. Juli 1991, mit denen die Geltungsdauer der Verordnung Nr. 
3797/90 bis zum 31. Juli 1991 bzw. bis zum 25. September 1991 verlängert wurde, 
beeinträchtigen könnte. 
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